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Synopse 
 

Derzeitige Fassung Änderungsvorschlag GFF 
 

Abgabenordnung 
 

§ 51 Allgemeines 
 
(1) Gewährt das Gesetz eine Steuervergünstigung, weil eine Körperschaft 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
(steuerbegünstigte Zwecke) verfolgt, so gelten die folgenden Vorschriften. Unter 
Körperschaften sind die Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes zu verstehen. 
Funktionale Untergliederungen (Abteilungen) von Körperschaften gelten nicht als 
selbständige Steuersubjekte. 
 
(2) Werden die steuerbegünstigten Zwecke im Ausland verwirklicht, setzt die 
Steuervergünstigung voraus, dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, 
gefördert werden oder die Tätigkeit der Körperschaft neben der Verwirklichung der 
steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
im Ausland beitragen kann. 
 
(3) Eine Steuervergünstigung setzt zudem voraus, dass die Körperschaft nach ihrer 
Satzung und bei ihrer tatsächlichen Geschäftsführung keine Bestrebungen im Sinne 
des § 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes fördert und dem Gedanken der 
Völkerverständigung nicht zuwiderhandelt. Bei Körperschaften, die im 
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(3) Eine Steuervergünstigung entfällt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte von 
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Bundesverfassungsschutzgesetzes verfolgt. Bei Körperschaften, die im 
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Verfassungsschutzbericht des Bundes oder eines Landes als extremistische 
Organisation aufgeführt sind, ist widerlegbar davon auszugehen, dass die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind. Die Finanzbehörde teilt Tatsachen, 
die den Verdacht von Bestrebungen im Sinne des § 4 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes oder des Zuwiderhandelns gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung begründen, der Verfassungsschutzbehörde mit. 
 

Verfassungsschutzbericht des Bundes oder eines Landes als extremistische 
Organisation aufgeführt sind, ist widerlegbar davon auszugehen, dass die 
Voraussetzungen des Satzes 1 nicht erfüllt sind. Die Finanzbehörde teilt Tatsachen, 
die den Verdacht von Bestrebungen im Sinne des § 4 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes oder des Zuwiderhandelns gegen den 
Gedanken der Völkerverständigung begründen, der Verfassungsschutzbehörde 
mit. 
 
 

§ 52 Gemeinnützige Zwecke 
 
(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf 
gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet 
selbstlos zu fördern. Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn der 
Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest abgeschlossen ist, zum 
Beispiel Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft eines Unternehmens, 
oder infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach räumlichen oder beruflichen 
Merkmalen, dauernd nur klein sein kann. Eine Förderung der Allgemeinheit liegt 
nicht allein deswegen vor, weil eine Körperschaft ihre Mittel einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts zuführt. 
 
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allgemeinheit 
anzuerkennen: 
 
1.die Förderung von Wissenschaft und Forschung; 
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2.die Förderung der Religion; 
 
3.die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen 
Gesundheitspflege, insbesondere die Verhütung und Bekämpfung von 
übertragbaren Krankheiten, auch durch Krankenhäuser im Sinne des § 67, und von 
Tierseuchen; 
 
4.die Förderung der Jugend- und Altenhilfe; 
 
5.die Förderung von Kunst und Kultur; 
 
6.die Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege; 
 
7.die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der 
Studentenhilfe; 
 
8.die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, des 
Umweltschutzes, einschließlich des Klimaschutzes, des Küstenschutzes und des 
Hochwasserschutzes; 
 
9.die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich 
anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der Umsatzsteuer-
Durchführungsverordnung), ihrer Unterverbände und ihrer angeschlossenen 
Einrichtungen und Anstalten; 
 
10.die Förderung der Hilfe für politisch, rassistisch oder religiös Verfolgte, für 
Flüchtlinge, Vertriebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, 
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Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädigte und Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und 
Behinderte sowie Hilfe für Opfer von Straftaten; Förderung des Andenkens an 
Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer; Förderung des Suchdienstes für 
Vermisste, Förderung der Hilfe für Menschen, die auf Grund ihrer geschlechtlichen 
Identität oder ihrer geschlechtlichen Orientierung diskriminiert werden; 
 
11.die Förderung der Rettung aus Lebensgefahr; 
 
12.die Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes sowie der 
Unfallverhütung; 
 
13.die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der 
Kultur und des Völkerverständigungsgedankens; 
 
14.die Förderung des Tierschutzes; 
 
15.die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit; 
 
16.die Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz; 
 
17.die Förderung der Fürsorge für Strafgefangene und ehemalige Strafgefangene; 
 
18.die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern; 
 
19.die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie; 
 
20.die Förderung der Kriminalprävention; 
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21.die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport); 
 
22.die Förderung der Heimatpflege, Heimatkunde und der Ortsverschönerung; 
 
23.die Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei, des 
traditionellen Brauchtums einschließlich des Karnevals, der Fastnacht und des 
Faschings, der Soldaten- und Reservistenbetreuung, des Amateurfunkens, des 
Freifunks, des Modellflugs und des Hundesports; 
 
24.die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur 
bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die auf den 
kommunalpolitischen Bereich beschränkt sind; 
 
 
 
 
25.die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, 
mildtätiger und kirchlicher Zwecke; 
 
 
 
26.die Förderung der Unterhaltung und Pflege von Friedhöfen und die Förderung 
der Unterhaltung von Gedenkstätten für nichtbestattungspflichtige Kinder und 
Föten. 
 
 

21.die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport); 
 
22.die Förderung der Heimatpflege, Heimatkunde und der Ortsverschönerung; 
 
23.die Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei, des 
traditionellen Brauchtums einschließlich des Karnevals, der Fastnacht und des 
Faschings, der Soldaten- und Reservistenbetreuung, des Amateurfunkens, des 
Freifunks, des Modellflugs und des Hundesports; 
 
24.die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens einschließlich der 
demokratischen Teilhabe, insbesondere der politischen Bildung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur 
bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die auf den 
kommunalpolitischen Bereich beschränkt sind die umfassende Unterstützung von 
einzelnen Parteien oder Wählergemeinschaften verfolgen; 
 
25.die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements insbesondere durch die 
Unterstützung anderer steuerbegünstigter Körperschaften oder juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Zwecke; 
 
26.die Förderung der Unterhaltung und Pflege von Friedhöfen und die Förderung 
der Unterhaltung von Gedenkstätten für nichtbestattungspflichtige Kinder und 
Föten.; 
 
27. die Förderung der Durchsetzung, Stärkung und Wahrung der 
Rechtsstaatlichkeit und der nationalen und internationalen Grund- und 
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Sofern der von der Körperschaft verfolgte Zweck nicht unter Satz 1 fällt, aber die 
Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend 
selbstlos gefördert wird, kann dieser Zweck für gemeinnützig erklärt werden. Die 
obersten Finanzbehörden der Länder haben jeweils eine Finanzbehörde im Sinne 
des Finanzverwaltungsgesetzes zu bestimmen, die für Entscheidungen nach Satz 2 
zuständig ist. 

Menschenrechte, insbesondere die Förderung der Bekämpfung der 
Diskriminierung aufgrund eines Merkmales, das in Artikel 3 GG oder einem dem 
Diskriminierungsschutz dienenden Bundes- oder Landesgesetz benannt wird. Das 
umfasst insbesondere die Bekämpfung des Rassismus und des Antisemitismus 
sowie der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der sexuellen Orientierung, 
eines Merkmals der Behinderung oder des sozialen Status; 
 
28. die Förderung des Friedens und des gesellschaftlichen Zusammenhalts und 
die Förderung der Durchsetzung des Sozialstaatsgebots und der 
gleichberechtigten Teilhabe aller Menschen; 

 
29. die Förderung des Journalismus. 
 
Sofern der von der Körperschaft verfolgte Zweck nicht unter Satz 1 fällt, aber die 
Allgemeinheit auf demokratischem, materiellem, oder geistigem oder sittlichem 
Gebiet entsprechend selbstlos gefördert wird, kann dieser Zweck für 
gemeinnützig erklärt werden. Die obersten Finanzbehörden der Länder haben 
jeweils eine Finanzbehörde im Sinne des Finanzverwaltungsgesetzes zu 
bestimmen, die für Entscheidungen nach Satz 2 zuständig ist. Soweit in Satz 1 auf 
deutsche Gesetze verwiesen wird, sind die Vorschriften auch auf entsprechende 
Gesetze aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder aus anderen 
Staaten, auf die das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-
Abkommen) Anwendung findet, anwendbar. 
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(3) Gemeinnützige Zwecke werden auch dann nach Absatz 1 Satz 1 verfolgt, wenn 
eine Körperschaft sie ausschließlich oder überwiegend durch die Einflussnahme 
auf die politische Willensbildung und die öffentliche Meinung fördert. 
 
 

§ 55 Selbstlosigkeit 
 
(1) Eine Förderung oder Unterstützung geschieht selbstlos, wenn dadurch nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke – zum Beispiel gewerbliche Zwecke oder 
sonstige Erwerbszwecke – verfolgt werden und wenn die folgenden 
Voraussetzungen gegeben sind: 
 
1.Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder oder Gesellschafter (Mitglieder im Sinne dieser Vorschriften) 
dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine 
sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft erhalten. Die Körperschaft 
darf ihre Mittel weder für die unmittelbare noch für die mittelbare Unterstützung 
oder Förderung politischer Parteien verwenden. 
 
2.Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung 
der Körperschaft nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen 
Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurückerhalten. 
 

§ 55 Selbstlosigkeit 
 
(1) Eine Förderung oder Unterstützung geschieht selbstlos, wenn dadurch nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke – zum Beispiel gewerbliche Zwecke oder 
sonstige Erwerbszwecke – verfolgt werden und wenn die folgenden 
Voraussetzungen gegeben sind: 
 
1.Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Die Mitglieder oder Gesellschafter (Mitglieder im Sinne dieser 
Vorschriften) dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder 
auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft erhalten. Die 
Körperschaft darf ihre Mittel weder für die unmittelbare noch für die mittelbare 
Unterstützung oder Förderung politischer Parteien oder Wählergemeinschaften 
verwenden. 
 
2.Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung 
der Körperschaft nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und den 
gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurückerhalten. 
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3.Die Körperschaft darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der 
Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigen. 
 
4.Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall ihres bisherigen 
Zwecks darf das Vermögen der Körperschaft, soweit es die eingezahlten 
Kapitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert der von den Mitgliedern 
geleisteten Sacheinlagen übersteigt, nur für steuerbegünstigte Zwecke verwendet 
werden (Grundsatz der Vermögensbindung). Diese Voraussetzung ist auch erfüllt, 
wenn das Vermögen einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft oder einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts für steuerbegünstigte Zwecke 
übertragen werden soll. 
 
5.Die Körperschaft muss ihre Mittel vorbehaltlich des § 62 grundsätzlich zeitnah für 
ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwenden. Verwendung in 
diesem Sinne ist auch die Verwendung der Mittel für die Anschaffung oder 
Herstellung von Vermögensgegenständen, die satzungsmäßigen Zwecken dienen. 
Eine zeitnahe Mittelverwendung ist gegeben, wenn die Mittel spätestens in den auf 
den Zufluss folgenden zwei Kalender- oder Wirtschaftsjahren für die 
steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Satz 1 gilt nicht 
für Körperschaften mit jährlichen Einnahmen von nicht mehr als 45 000 Euro. 
 
(2) Bei der Ermittlung des gemeinen Werts (Absatz 1 Nr. 2 und 4) kommt es auf die 
Verhältnisse zu dem Zeitpunkt an, in dem die Sacheinlagen geleistet worden sind. 

3.Die Körperschaft darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der 
Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigen. 
 
4.Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall ihres 
bisherigen Zwecks darf das Vermögen der Körperschaft, soweit es die 
eingezahlten Kapitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert der von den 
Mitgliedern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, nur für steuerbegünstigte 
Zwecke verwendet werden (Grundsatz der Vermögensbindung). Diese 
Voraussetzung ist auch erfüllt, wenn das Vermögen einer anderen 
steuerbegünstigten Körperschaft oder einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts für steuerbegünstigte Zwecke übertragen werden soll. 
 
5.Die Körperschaft muss ihre Mittel vorbehaltlich des § 62 grundsätzlich zeitnah 
für ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwenden. Verwendung 
in diesem Sinne ist auch die Verwendung der Mittel für die Anschaffung oder 
Herstellung von Vermögensgegenständen, die satzungsmäßigen Zwecken dienen. 
Eine zeitnahe Mittelverwendung ist gegeben, wenn die Mittel spätestens in den auf 
den Zufluss folgenden zwei Kalender- oder Wirtschaftsjahren für die 
steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Satz 1 gilt nicht 
für Körperschaften mit jährlichen Einnahmen von nicht mehr als 45 000 Euro. 
 
(2) Bei der Ermittlung des gemeinen Werts (Absatz 1 Nr. 2 und 4) kommt es auf die 
Verhältnisse zu dem Zeitpunkt an, in dem die Sacheinlagen geleistet worden sind. 
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(3) Die Vorschriften, die die Mitglieder der Körperschaft betreffen (Absatz 1 Nr. 1, 2 
und 4), gelten bei Stiftungen für die Stifter und ihre Erben, bei Betrieben 
gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts für die 
Körperschaft sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, dass bei Wirtschaftsgütern, die 
nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 4 des Einkommensteuergesetzes aus einem 
Betriebsvermögen zum Buchwert entnommen worden sind, an die Stelle des 
gemeinen Werts der Buchwert der Entnahme tritt. 
 

 
(3) Die Vorschriften, die die Mitglieder der Körperschaft betreffen (Absatz 1 Nr. 1, 2 
und 4), gelten bei Stiftungen für die Stifter und ihre Erben, bei Betrieben 
gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts für die 
Körperschaft sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, dass bei Wirtschaftsgütern, die 
nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 4 des Einkommensteuergesetzes aus einem 
Betriebsvermögen zum Buchwert entnommen worden sind, an die Stelle des 
gemeinen Werts der Buchwert der Entnahme tritt. 
 
 

§ 58 Steuerlich unschädliche Betätigungen 
 
Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
 
1.eine Körperschaft einer anderen Körperschaft oder einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts Mittel für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke 
zuwendet. Mittel sind sämtliche Vermögenswerte der Körperschaft. Die Zuwendung 
von Mitteln an eine beschränkt oder unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft 
des privaten Rechts setzt voraus, dass diese selbst steuerbegünstigt ist. Beabsichtigt 
die Körperschaft, als einzige Art der Zweckverwirklichung Mittel anderen 
Körperschaften oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts zuzuwenden, ist 
die Mittelweitergabe als Art der Zweckverwirklichung in der Satzung zu benennen, 
 
[…] 

§ 58 Steuerlich unschädliche Betätigungen 
 
Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
 
1.eine Körperschaft einer anderen Körperschaft oder einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts Mittel für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke 
zuwendet. Mittel sind sämtliche Vermögenswerte der Körperschaft. Die 
Zuwendung von Mitteln an eine beschränkt oder unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft des privaten Rechts setzt voraus, dass diese selbst steuerbegünstigt 
ist. Beabsichtigt die Körperschaft, als einzige Art der Zweckverwirklichung Mittel 
anderen Körperschaften oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
zuzuwenden, ist die Mittelweitergabe als Art der Zweckverwirklichung in der 
Satzung zu benennen, 
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10.eine Körperschaft Mittel zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der 
prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften im Jahr des Zuflusses 
verwendet. Dieser Erwerb mindert die Höhe der Rücklage nach § 62 Absatz 1 
Nummer 3. 

[…] 
 
10.eine Körperschaft Mittel zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung 
der prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften im Jahr des Zuflusses 
verwendet. Dieser Erwerb mindert die Höhe der Rücklage nach § 62 Absatz 1 
Nummer 3., 
 
11. eine Körperschaft gelegentlich auch andere steuerbegünstigte Zwecke verfolgt 
als ihre Satzungszwecke, 
 
12. eine Körperschaft gelegentlich auch zu tagespolitischen Themen Stellung 
nimmt. 
 
 

§ 60 Anforderungen an die Satzung 
 
(1) Die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung müssen so genau bestimmt 
sein, dass auf Grund der Satzung geprüft werden kann, ob die satzungsmäßigen 
Voraussetzungen für Steuervergünstigungen gegeben sind. Die Satzung muss die 
in der Anlage 1 bezeichneten Festlegungen enthalten. 
 
(2) Die Satzung muss den vorgeschriebenen Erfordernissen bei der 
Körperschaftsteuer und bei der Gewerbesteuer während des ganzen 
Veranlagungs- oder Bemessungszeitraums, bei den anderen Steuern im Zeitpunkt 
der Entstehung der Steuer entsprechen. 
 
 

§ 60 Anforderungen an die Satzung 
 
(1) Die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung müssen so genau 
bestimmt sein, dass auf Grund der Satzung geprüft werden kann, ob die 
satzungsmäßigen Voraussetzungen für Steuervergünstigungen gegeben sind. Die 
Satzung muss die in der Anlage 1 bezeichneten Festlegungen sinngemäß 
enthalten. 
 
(2) Die Satzung muss den vorgeschriebenen Erfordernissen bei der 
Körperschaftsteuer und bei der Gewerbesteuer während des ganzen 
Veranlagungs- oder Bemessungszeitraums, bei den anderen Steuern im 
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer entsprechen. 
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§ 60a Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen 
 
(1) Die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 
und 61 wird gesondert festgestellt. Die Feststellung der Satzungsmäßigkeit ist für 
die Besteuerung der Körperschaft und der Steuerpflichtigen, die Zuwendungen in 
Form von Spenden und Mitgliedsbeiträgen an die Körperschaft erbringen, bindend. 
 
(2) Die Feststellung der Satzungsmäßigkeit erfolgt 
 
1.auf Antrag der Körperschaft oder 
 
2.von Amts wegen bei der Veranlagung zur Körperschaftsteuer, wenn bisher noch 
keine Feststellung erfolgt ist. 
 
(3) Die Bindungswirkung der Feststellung entfällt ab dem Zeitpunkt, in dem die 
Rechtsvorschriften, auf denen die Feststellung beruht, aufgehoben oder geändert 
werden. 
 
(4) Tritt bei den für die Feststellung erheblichen Verhältnissen eine Änderung ein, 
ist die Feststellung mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse 
aufzuheben. 
 
(5) Materielle Fehler im Feststellungsbescheid über die Satzungsmäßigkeit können 
mit Wirkung ab dem Kalenderjahr beseitigt werden, das auf die Bekanntgabe der 
Aufhebung der Feststellung folgt.  § 176 gilt entsprechend, außer es sind 
Kalenderjahre zu ändern, die nach der Verkündung der maßgeblichen 
Entscheidung eines obersten Gerichtshofes des Bundes beginnen. 

§ 60a Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen 
 
(1) Die Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 
und 61 wird gesondert festgestellt. Die Feststellung der Satzungsmäßigkeit ist für 
die Besteuerung der Körperschaft und der Steuerpflichtigen, die Zuwendungen in 
Form von Spenden und Mitgliedsbeiträgen an die Körperschaft erbringen, 
bindend. 
 
(2) Die Feststellung der Satzungsmäßigkeit erfolgt 
 
1.auf Antrag der Körperschaft oder 
 
2.von Amts wegen bei der Veranlagung zur Körperschaftsteuer, wenn bisher noch 
keine Feststellung erfolgt ist. 
 
(3) Die Bindungswirkung der Feststellung entfällt ab dem Zeitpunkt, in dem die 
Rechtsvorschriften, auf denen die Feststellung beruht, aufgehoben oder geändert 
werden. 
 
(4) Tritt bei den für die Feststellung erheblichen Verhältnissen eine Änderung ein, 
ist die Feststellung mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse 
aufzuheben. 
 
(5) Materielle Fehler im Feststellungsbescheid über die Satzungsmäßigkeit 
können mit Wirkung ab dem Kalenderjahr beseitigt werden, das auf die 
Bekanntgabe der Aufhebung der Feststellung folgt.  § 176 gilt entsprechend, außer 
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(6) Liegen bis zum Zeitpunkt des Erlasses des erstmaligen 
Körperschaftsteuerbescheids oder Freistellungsbescheids bereits Erkenntnisse vor, 
dass die tatsächliche Geschäftsführung gegen die satzungsmäßigen 
Voraussetzungen verstößt, ist die Feststellung der Einhaltung der satzungsmäßigen 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 abzulehnen. Satz 1 gilt entsprechend für die 
Aufhebung bestehender Feststellungen nach § 60a. 
 

es sind Kalenderjahre zu ändern, die nach der Verkündung der maßgeblichen 
Entscheidung eines obersten Gerichtshofes des Bundes beginnen. 
 
(6) Liegen bis zum Zeitpunkt des Erlasses des erstmaligen 
Körperschaftsteuerbescheids oder Freistellungsbescheids bereits Erkenntnisse 
vor, dass die tatsächliche Geschäftsführung gegen die satzungsmäßigen 
Voraussetzungen verstößt, ist die Feststellung der Einhaltung der 
satzungsmäßigen Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 abzulehnen. Satz 1 gilt 
entsprechend für die Aufhebung bestehender Feststellungen nach § 60a. 
 
(7) Eine Körperschaft, die in Deutschland nicht unbeschränkt oder beschränkt 
steuerpflichtig ist, kann einen Antrag auf Feststellung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 47 Buchstabe b FVG an das Bundeszentralamt für Steuern richten. 
 
 
 
 

§ 60b Zuwendungsempfängerregister [Verkündungsblatt ausgewertet 
bis 04.06.2021 - gültig ab 01.01.2024] 
 
(1) Das Bundeszentralamt für Steuern führt ein Register, in dem Körperschaften 
geführt werden, die die Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 oder des § 34g des 
Einkommensteuergesetzes erfüllen (Zuwendungsempfängerregister). 
 
 

§ 60b Zuwendungsempfängerregister  
 
 
(1) Das Bundeszentralamt für Steuern führt ein Register, in dem Körperschaften 
geführt werden, die die Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 oder des § 34g des 
Einkommensteuergesetzes erfüllen sowie zum Zwecke der Nachvollziehbarkeit 
von politischen Einflussmöglichkeiten (Zuwendungsempfängerregister). 
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(2) Im Zuwendungsempfängerregister speichert das Bundeszentralamt für Steuern 
zu Zwecken des Sonderausgabenabzugs nach § 10b des Einkommensteuergesetzes 
zu Körperschaften, die die Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 erfüllen, folgende 
Daten: 
 
 
1.Wirtschafts-Identifikationsnummer der Körperschaft, 
 
2.Name der Körperschaft, 
 
3.Anschrift der Körperschaft, 
 
4.steuerbegünstigte Zwecke der Körperschaft, 
 
5.das für die Festsetzung der Körperschaftsteuer der Körperschaft zuständige 
Finanzamt, 
 
6.Datum der Erteilung des letzten Freistellungsbescheides oder 
Feststellungsbescheides nach § 60a, 
 
7.Bankverbindung der Körperschaft. 
 
 
 
 
 
 
 

(2) Im Zuwendungsempfängerregister speichert das Bundeszentralamt für 
Steuern zu Zwecken des Sonderausgabenabzugs nach § 10b des 
Einkommensteuergesetzes und zum Zwecke der Nachvollziehbarkeit von 
politischen Einflussmöglichkeiten zu Körperschaften, die die Voraussetzungen der 
§§ 51 bis 68 erfüllen, folgende Daten: 
 
1.Wirtschafts-Identifikationsnummer der Körperschaft, 
 
2.Name der Körperschaft, 
 
3.Anschrift der Körperschaft, 
 
4.steuerbegünstigte Zwecke der Körperschaft, 
 
5.das für die Festsetzung der Körperschaftsteuer der Körperschaft zuständige 
Finanzamt, 
 
6.Datum der Erteilung des letzten Freistellungsbescheides oder 
Feststellungsbescheides nach § 60a, 
 
7.Bankverbindung der Körperschaft., 
 
8. Tätigkeitsbericht, 
 
9. Gesellschaftsrechtliche Verbundenheit mit Dritten, 
 
10. Angaben zur Mittelherkunft, Mittelverwendung und Rücklagenbildung, 
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(3) Das für die Festsetzung der Körperschaftsteuer der Körperschaft zuständige 
Finanzamt übermittelt dem Bundeszentralamt für Steuern die Daten nach Absatz 2 
sowie unverzüglich jede Änderung dieser Daten. 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Das Bundeszentralamt für Steuern ist befugt, die Daten nach Absatz 2 Dritten zu 
offenbaren. § 30 steht dem nicht entgegen 

 
11. Angaben zu juristischen und natürlichen Personen, die Großspenden im Sinne 
des Absatzes 6 zugewendet haben. 

 
Die Angabe der Daten nach Nummer 11 ist nur für Körperschaften nach Satz 1 
verpflichtend, deren Gesamteinnahmen in einem Kalenderjahr 250.000 Euro 
übersteigen. 
 
 
(3) Das für die Festsetzung der Körperschaftsteuer der Körperschaft zuständige 
Finanzamt übermittelt dem Bundeszentralamt für Steuern die Daten nach Absatz 
2 sowie unverzüglich jede Änderung dieser Daten. Das für die Festsetzung der 
Körperschaftsteuer der Körperschaft zuständige Finanzamt übermittelt dem 
Bundeszentralamt für Steuern die Daten nach Absatz 2 Nummer 1 bis 7 sowie 
unverzüglich jede Änderung dieser Daten. Die übrigen zu übermittelnden Daten 
übermittelt die Körperschaft spätestens bis zum Ende des fünfzehnten Monats 
nach Ende ihres Wirtschaftsjahres. 
 
 
(4) Das Bundeszentralamt für Steuern ist befugt, die Daten nach Absatz 2 Dritten 
zu offenbaren. § 30 steht dem nicht entgegen. 
 
(5) Eine Körperschaft hat zur Erfüllung der Verpflichtung aus Absatz 2 Nummer 10 
einen Jahresabschluss entsprechend der Vorschriften der §§ 238 ff. 
Handelsgesetzbuch zu veröffentlichen, wenn sie 
a) gemäß § 141 der Abgabenordnung bilanzierungspflichtig ist, 



 
 

  
 

 15 

b) ihre Gesamteinnahmen in einem Kalenderjahr 1.000.000 Euro übersteigen, 
oder 
c) sie aus anderen Gründen einen Jahresabschluss erstellt. 
Die übrigen Körperschaften können diese Verpflichtung auch durch die 
Veröffentlichung einer Einnahmen-Überschuss-Rechnung und einer 
Vermögensaufstellung erfüllen. 
 
(6) Großspenden im Sinne des Absatzes 2 Nummer 11 sind Spenden und 
Mitgliedsbeiträge, deren Gesamtwert in einem Kalenderjahr (Rechnungsjahr) 20 
% der Gesamteinnahmen oder 100.000 Euro übersteigt. Sie sind unter Angabe des 
Namens der juristischen Person oder unter Angabe des Namens und der 
Postleitzahl des Wohnsitzes der natürlichen Person sowie der Gesamthöhe der 
Zuwendung zu verzeichnen. Bei natürlichen Personen kann von der 
Veröffentlichung des Namens abgesehen werden, wenn der Veröffentlichung 
schutzwürdige Belange des Zuwendenden entgegenstehen. Die Beeinträchtigung 
schutzwürdiger Belange ist bei dem für die Festsetzung der Körperschaftsteuer 
der Körperschaft zuständigen Finanzamt glaubhaft zu machen. Die Begründung 
der Anonymisierung der natürlichen Person und die Summe sind im 
Zuwendungsempfängerregister zu veröffentlichen. 
 
(7) Eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine öffentliche Dienststelle, die in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat gelegen ist oder 
auf die das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-
Abkommen) Anwendung findet, kann einen Antrag auf Aufnahme in das 
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Zuwendungsempfängerregister nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 47 Buchstabe c 
FVG an das Bundeszentralamt für Steuern richten. 
 
 

Finanzverwaltungsgesetz 
 

§ 5 Aufgaben des Bundeszentralamtes für Steuern [Verkündungsblatt 
ausgewertet bis 04.06.2021 - gültig ab 01.01.2024] 
 
(1) Das Bundeszentralamt für Steuern hat unbeschadet des § 4 Abs. 2 und 3 folgende 
Aufgaben: 
 
[…] 
 
47. 
a)die zentrale Sammlung der von den Finanzbehörden der Länder nach § 60b der 
Abgabenordnung übermittelten Daten zu nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreiten Körperschaften, 
Personenvereinigungen oder Vermögensmassen (Zuwendungsempfängerregister) 
sowie die Erteilung von Auskünften daraus im Wege einer elektronischen Abfrage 
durch die Finanzbehörden der Länder und durch Dritte, 
 
b)die Feststellung, ob Körperschaften ohne Sitz im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, die nachweislich Zuwendungen von Spendern mit Wohnsitz, 
Aufenthalt oder Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes erhalten haben, für 
Zwecke des § 50 Absatz 1 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung, die 
Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung erfüllen, 

§ 5 Aufgaben des Bundeszentralamtes für Steuern 
 
 
(1) Das Bundeszentralamt für Steuern hat unbeschadet des § 4 Abs. 2 und 3 
folgende Aufgaben: 
 
[…] 
 
47. 
a)die zentrale Sammlung der von den Finanzbehörden der Länder nach § 60b der 
Abgabenordnung übermittelten Daten zu nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreiten Körperschaften, 
Personenvereinigungen oder Vermögensmassen 
(Zuwendungsempfängerregister) sowie die Erteilung von Auskünften daraus im 
Wege einer elektronischen Abfrage durch die Finanzbehörden der Länder und 
durch Dritte, 
 
b)die Feststellung, ob Körperschaften ohne Sitz im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, die nachweislich Zuwendungen von Spendern mit Wohnsitz, 
Aufenthalt oder Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes erhalten haben, für 
Zwecke des § 50 Absatz 1 der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung, die 
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c)die über Buchstabe a hinausgehende Aufnahme eines Zuwendungsempfängers 
im Sinne des § 10b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
auf Antrag des Zuwendungsempfängers in das Zuwendungsempfängerregister, 
wenn der Zuwendungsempfänger unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke im Sinne 
der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung verwirklicht und die Voraussetzungen des § 
51 der Abgabenordnung und des § 10b Absatz 1 Satz 3 bis 6 des 
Einkommensteuergesetzes erfüllt sowie die Aufnahme eines 
Zuwendungsempfängers im Sinne des § 34g des Einkommensteuergesetzes, wenn 
der Zuwendungsempfänger die Voraussetzungen des § 34g des 
Einkommensteuergesetzes erfüllt, 
 
d)der Abgleich der in den Verfassungsschutzberichten des Bundes und der Länder 
als „extremistisch“ eingestuften Organisationen mit den im 
Zuwendungsempfängerregister aufgeführten Körperschaften auf die 
Voraussetzungen des § 51 Absatz 3 der Abgabenordnung und die Mitteilung des 
Ergebnisses der Prüfung an die zuständige Landesfinanzbehörde, 
 
e)die Bereitstellung für Zwecke des Sonderausgabenabzugs nach § 10b des 
Einkommensteuergesetzes von Name, Anschrift, 
Wirtschaftsidentifikationsnummer, satzungsgemäßen Zwecken nach § 52 Absatz 2 
der Abgabenordnung, zuständigem Finanzamt, Datum des Freistellungsbescheides, 
Bankverbindung sowie Datum der gesonderten Feststellung der satzungsmäßigen 
Gemeinnützigkeit nach § 60a der Abgabenordnung als automatisiert abrufbare 
Merkmale der im Zuwendungsempfängerregister geführten Körperschaften, 

Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 der Abgabenordnung sowie die Feststellung, ob 
Körperschaften ohne Sitz im Geltungsbereich des Grundgesetzes die 
Voraussetzungen des § 58 Nummer 1 Satz 1 Abgabenordnung erfüllen, 
 
c)die über Buchstabe a hinausgehende Aufnahme eines Zuwendungsempfängers 
im Sinne des § 10b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
auf Antrag des Zuwendungsempfängers in das Zuwendungsempfängerregister, 
wenn der Zuwendungsempfänger unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke im 
Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung verwirklicht und die Voraussetzungen 
des § 51 der Abgabenordnung und des § 10b Absatz 1 Satz 3 bis 65 des 
Einkommensteuergesetzes erfüllt sowie die Aufnahme eines 
Zuwendungsempfängers im Sinne des § 34g des Einkommensteuergesetzes, 
wenn der Zuwendungsempfänger die Voraussetzungen des § 34g des 
Einkommensteuergesetzes erfüllt, 
 
d)der Abgleich der in den Verfassungsschutzberichten des Bundes und der Länder 
als „extremistisch“ eingestuften Organisationen mit den im 
Zuwendungsempfängerregister aufgeführten Körperschaften auf die 
Voraussetzungen des § 51 Absatz 3 der Abgabenordnung und die Mitteilung des 
Ergebnisses der Prüfung an die zuständige Landesfinanzbehörde, 
 
ed)die Bereitstellung für Zwecke des Sonderausgabenabzugs nach § 10b des 
Einkommensteuergesetzes und zum Zwecke der Nachvollziehbarkeit von 
politischen Einflussmöglichkeiten von Name, Anschrift, 
Wirtschaftsidentifikationsnummer, satzungsgemäßen Zwecken nach § 52 Absatz 
2 der Abgabenordnung, zuständigem Finanzamt, Datum des 
Freistellungsbescheides, Bankverbindung, sowie Datum der gesonderten 
Feststellung der satzungsmäßigen Gemeinnützigkeit nach § 60a der 
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Personenvereinigungen, Vermögensmassen, juristische Personen des öffentlichen 
Rechts oder öffentlichen Dienststellen für die Finanzbehörden der Länder und für 
Dritte, 
 
 
 
 
 
 
f)die Entgegennahme und Weiterleitung von Änderungsanträgen zum 
Registerinhalt einer im Zuwendungsempfängerregister geführten Körperschaft, 
Personenvereinigung, Vermögensmasse, juristischen Person des öffentlichen 
Rechts oder öffentlichen Dienststelle an die zuständige Finanzbehörde. 
 
Das Bundeszentralamt für Steuern hat Daten, die von ihm oder der zentralen Stelle 
im Sinne des § 81 des Einkommensteuergesetzes nach § 88 Absatz 4 der 
Abgabenordnung nicht an die Landesfinanzbehörden weitergeleitet wurden, bis 
zum Ablauf des 15. Jahres nach dem Jahr des Zugangs der Daten zur Durchführung 
von Verfahren im Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a und b der 
Abgabenordnung sowie zur Datenschutzkontrolle zu speichern. 
 
(1a) Soweit durch Absatz 1 Aufgaben der Steuerverwaltung übertragen wurden, ist 
hiervon auch die Durchführung von Vorfeldermittlungen nach § 208 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 der Abgabenordnung umfasst. 2Dies gilt nicht für Fälle des Absatzes 1 
Satz 1 Nummer 1, 5 bis 7, 9, 10, 13 bis 17, 19, 22 bis 24, 26, 28, 28a, 29a bis 34, 36, 38 
und 42 bis 45. 
 

Abgabenordnung, Tätigkeitsbericht, der gesellschaftsrechtlichen Verbundenheit 
mit Dritten, den Angaben zur Mittelherkunft, Mittelverwendung und 
Rücklagenbildung, den Angaben zu juristischen und natürlichen Personen sowie 
der Übersicht der Großspenden im Sinne des § 60a Absatzes 6 der 
Abgabenordnung als automatisiert abrufbare Merkmale der im 
Zuwendungsempfängerregister geführten Körperschaften, 
Personenvereinigungen, Vermögensmassen, juristische Personen des 
öffentlichen Rechts oder öffentlichen Dienststellen für die Finanzbehörden der 
Länder und für Dritte, 
 
fe)die Entgegennahme und Weiterleitung von Änderungsanträgen zum 
Registerinhalt einer im Zuwendungsempfängerregister geführten Körperschaft, 
Personenvereinigung, Vermögensmasse, juristischen Person des öffentlichen 
Rechts oder öffentlichen Dienststelle an die zuständige Finanzbehörde. 
 
Das Bundeszentralamt für Steuern hat Daten, die von ihm oder der zentralen 
Stelle im Sinne des § 81 des Einkommensteuergesetzes nach § 88 Absatz 4 der 
Abgabenordnung nicht an die Landesfinanzbehörden weitergeleitet wurden, bis 
zum Ablauf des 15. Jahres nach dem Jahr des Zugangs der Daten zur 
Durchführung von Verfahren im Sinne des § 30 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a 
und b der Abgabenordnung sowie zur Datenschutzkontrolle zu speichern. 
 
(1a) Soweit durch Absatz 1 Aufgaben der Steuerverwaltung übertragen wurden, ist 
hiervon auch die Durchführung von Vorfeldermittlungen nach § 208 Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3 der Abgabenordnung umfasst. 2Dies gilt nicht für Fälle des Absatzes 
1 Satz 1 Nummer 1, 5 bis 7, 9, 10, 13 bis 17, 19, 22 bis 24, 26, 28, 28a, 29a bis 34, 36, 38 
und 42 bis 45. 
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(2) Die vom Bundeszentralamt für Steuern auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
gewährten Steuererstattungen und Steuervergütungen sowie die nach § 44b 
Absatz 6 Satz 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes erstattete Kapitalertragsteuer 
werden von den Ländern in dem Verhältnis getragen, in dem sie an dem 
Aufkommen der betreffenden Steuern beteiligt sind. Kapitalertragsteuer, die das 
Bundeszentralamt für Steuern anlässlich der Vergütung von Körperschaftsteuer 
vereinnahmt hat, steht den Ländern in demselben Verhältnis zu. Für die Aufteilung 
ist das Aufkommen an den betreffenden Steuern in den einzelnen Ländern 
maßgebend, das sich ohne Berücksichtigung der in den Sätzen 1 und 2 bezeichneten 
Steuerbeträge für das Vorjahr ergibt. Das Nähere bestimmt das Bundesministerium 
der Finanzen durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 
 
(3) Die von den Familienkassen bei der Durchführung des 
Familienleistungsausgleichs nach Absatz 1 Nr. 11 ausgezahlten Steuervergütungen 
im Sinne des § 31 des Einkommensteuergesetzes werden jeweils von den Ländern 
und Gemeinden, in denen der Gläubiger der Steuervergütung seinen Wohnsitz hat, 
nach den für die Verteilung des Aufkommens der Einkommensteuer maßgebenden 
Vorschriften mitgetragen. Das Bundeszentralamt für Steuern stellt nach Ablauf 
eines jeden Monats die Anteile der einzelnen Länder einschließlich ihrer Gemeinden 
an den gewährten Leistungen fest. Die nach Satz 2 festgestellten Anteile sind dem 
Bund von den Ländern bis zum 15. des dem Zahlungsmonat folgenden Monats zu 
erstatten. Für den Monat Dezember ist dem Bund von den Ländern ein Abschlag auf 
der Basis der Abrechnung des Vormonats zu leisten. Die Abrechnung für den Monat 
Dezember hat bis zum 15. Januar des Folgejahres zu erfolgen. Das 
Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere zu bestimmen. 
 

(2) Die vom Bundeszentralamt für Steuern auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
gewährten Steuererstattungen und Steuervergütungen sowie die nach § 44b 
Absatz 6 Satz 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes erstattete Kapitalertragsteuer 
werden von den Ländern in dem Verhältnis getragen, in dem sie an dem 
Aufkommen der betreffenden Steuern beteiligt sind. Kapitalertragsteuer, die das 
Bundeszentralamt für Steuern anlässlich der Vergütung von Körperschaftsteuer 
vereinnahmt hat, steht den Ländern in demselben Verhältnis zu. Für die Aufteilung 
ist das Aufkommen an den betreffenden Steuern in den einzelnen Ländern 
maßgebend, das sich ohne Berücksichtigung der in den Sätzen 1 und 2 
bezeichneten Steuerbeträge für das Vorjahr ergibt. Das Nähere bestimmt das 
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf. 
 
(3) Die von den Familienkassen bei der Durchführung des 
Familienleistungsausgleichs nach Absatz 1 Nr. 11 ausgezahlten Steuervergütungen 
im Sinne des § 31 des Einkommensteuergesetzes werden jeweils von den Ländern 
und Gemeinden, in denen der Gläubiger der Steuervergütung seinen Wohnsitz hat, 
nach den für die Verteilung des Aufkommens der Einkommensteuer 
maßgebenden Vorschriften mitgetragen. Das Bundeszentralamt für Steuern stellt 
nach Ablauf eines jeden Monats die Anteile der einzelnen Länder einschließlich 
ihrer Gemeinden an den gewährten Leistungen fest. Die nach Satz 2 festgestellten 
Anteile sind dem Bund von den Ländern bis zum 15. des dem Zahlungsmonat 
folgenden Monats zu erstatten. Für den Monat Dezember ist dem Bund von den 
Ländern ein Abschlag auf der Basis der Abrechnung des Vormonats zu leisten. Die 
Abrechnung für den Monat Dezember hat bis zum 15. Januar des Folgejahres zu 
erfolgen. Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere zu bestimmen. 
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(4) Die von der zentralen Stelle (§ 81 des Einkommensteuergesetzes) veranlassten 
Auszahlungen von Altersvorsorgezulagen (§ 83 des Einkommensteuergesetzes) 
werden nach den für die Verteilung des Aufkommens der Einkommensteuer 
maßgebenden Vorschriften von den Ländern und Gemeinden mitgetragen, in 
denen der Gläubiger der Steuervergütung seinen inländischen Wohnsitz hat; bei 
Gläubigern mit ausländischem Wohnsitz wird der letzte bekannte inländische 
Wohnsitz zugrunde gelegt. Die sich aus Satz 1 ergebenden Finanzierungsanteile 
gelten auch, wenn der Wohnsitz nicht nach Satz 1 zugeordnet werden kann. Die 
zentrale Stelle stellt nach Ablauf des dem Kalendervierteljahr folgenden Monats die 
Anteile der einzelnen Länder einschließlich ihrer Gemeinden an den zu 
gewährenden Leistungen fest. Die nach Satz 2 festgestellten Anteile sind dem Bund 
von den Ländern bis zum 15. des zweiten, dem Kalendervierteljahr folgenden Monats 
zu erstatten. Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere zu bestimmen. 
 
(5) An dem Aufkommen der von der vereinnahmten pauschalen Lohnsteuer (§ 40a 
Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes) sind die Länder und Gemeinden, in denen 
die Steuerpflichtigen ihren Wohnsitz haben, nach den für die Verteilung des 
Aufkommens der Einkommensteuer maßgebenden Vorschriften zu beteiligen. 
Nach Ablauf eines jeden Monats werden die Anteile der einzelnen Länder 
einschließlich ihrer Gemeinden an der vereinnahmten pauschalen Lohnsteuer 
festgestellt. Die nach Satz 2 festgestellten Anteile sind an die Länder bis zum 15. des 
darauf folgenden Monats auszuzahlen. Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere 
zur Verwaltung und Auszahlung der einheitlichen Pauschsteuer zu bestimmen. 
 
(6) An dem Aufkommen der nach der Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 
2003 im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen (ABl. EU Nr. L 157 S. 38, 2005 Nr. 

4) Die von der zentralen Stelle (§ 81 des Einkommensteuergesetzes) veranlassten 
Auszahlungen von Altersvorsorgezulagen (§ 83 des Einkommensteuergesetzes) 
werden nach den für die Verteilung des Aufkommens der Einkommensteuer 
maßgebenden Vorschriften von den Ländern und Gemeinden mitgetragen, in 
denen der Gläubiger der Steuervergütung seinen inländischen Wohnsitz hat; bei 
Gläubigern mit ausländischem Wohnsitz wird der letzte bekannte inländische 
Wohnsitz zugrunde gelegt. Die sich aus Satz 1 ergebenden Finanzierungsanteile 
gelten auch, wenn der Wohnsitz nicht nach Satz 1 zugeordnet werden kann. Die 
zentrale Stelle stellt nach Ablauf des dem Kalendervierteljahr folgenden Monats 
die Anteile der einzelnen Länder einschließlich ihrer Gemeinden an den zu 
gewährenden Leistungen fest. Die nach Satz 2 festgestellten Anteile sind dem 
Bund von den Ländern bis zum 15. des zweiten, dem Kalendervierteljahr folgenden 
Monats zu erstatten. Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere zu bestimmen. 
 
(5) An dem Aufkommen der von der vereinnahmten pauschalen Lohnsteuer (§ 
40a Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes) sind die Länder und Gemeinden, in 
denen die Steuerpflichtigen ihren Wohnsitz haben, nach den für die Verteilung des 
Aufkommens der Einkommensteuer maßgebenden Vorschriften zu beteiligen. 
Nach Ablauf eines jeden Monats werden die Anteile der einzelnen Länder 
einschließlich ihrer Gemeinden an der vereinnahmten pauschalen Lohnsteuer 
festgestellt. Die nach Satz 2 festgestellten Anteile sind an die Länder bis zum 15. 
des darauf folgenden Monats auszuzahlen. Das Bundesministerium der Finanzen 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das 
Nähere zur Verwaltung und Auszahlung der einheitlichen Pauschsteuer zu 
bestimmen. 
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L 103 S. 41), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/98/EG des Rates vom 20. 
November 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 129), in der jeweils geltenden Fassung von den 
berechtigten Mitgliedstaaten sowie von den in Artikel 17 dieser Richtlinie genannten 
Staaten und abhängigen Gebieten erhobenen Quellensteuer sind die Länder und 
Gemeinden entsprechend ihrem Anteil an der Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 6, 7 und 8 bis 12 sowie Satz 2 des Einkommensteuergesetzes zu beteiligen. 
Die Verteilung des Länder- und Gemeindeanteils auf die einzelnen Länder erfolgt 
nach den Anteilen an der Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, 7 und 8 
bis 12 sowie Satz 2 des Einkommensteuergesetzes vom Vorjahr, die den Ländern 
und Gemeinden nach Zerlegung (§ 8 des Zerlegungsgesetzes) zustehen; für 2009 
sind die Anteile der Länder und Gemeinden am Zinsabschlagsaufkommen des 
Jahres 2008 nach Zerlegung maßgeblich. Das Bundeszentralamt für Steuern stellt 
jeweils nach Ablauf eines Monats die Anteile der Länder einschließlich ihrer 
Gemeinden fest und zahlt sie an die Länder bis zum 15. des dem Abrechnungsmonat 
folgenden Monats aus. Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere zur Verwaltung 
und Auszahlung dieser Quellensteuer zu bestimmen. 
 
(7) Das Aufkommen der in Ausübung der Aufgaben nach Absatz 1 Nummer 12 
zugeflossenen Einkommen- und Körperschaftsteuer steht den Ländern und 
Gemeinden nach den für die Verteilung des Aufkommens der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer maßgebenden Vorschriften zu. Nach Ablauf eines jeden Monats 
werden die Anteile der einzelnen Länder einschließlich ihrer Gemeinden an den 
Einnahmen durch das Bundeszentralamt für Steuern festgestellt. Die nach Satz 2 
festgestellten Anteile sind an die Länder bis zum 15. des darauf folgenden Monats 
auszuzahlen. Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere zur Verwaltung 

(6) An dem Aufkommen der nach der Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. 
Juni 2003 im Bereich der Besteuerung von Zinserträgen (ABl. EU Nr. L 157 S. 38, 
2005 Nr. L 103 S. 41), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/98/EG des Rates 
vom 20. November 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 129), in der jeweils geltenden 
Fassung von den berechtigten Mitgliedstaaten sowie von den in Artikel 17 dieser 
Richtlinie genannten Staaten und abhängigen Gebieten erhobenen Quellensteuer 
sind die Länder und Gemeinden entsprechend ihrem Anteil an der 
Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, 7 und 8 bis 12 sowie Satz 2 des 
Einkommensteuergesetzes zu beteiligen. Die Verteilung des Länder- und 
Gemeindeanteils auf die einzelnen Länder erfolgt nach den Anteilen an der 
Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6, 7 und 8 bis 12 sowie Satz 2 des 
Einkommensteuergesetzes vom Vorjahr, die den Ländern und Gemeinden nach 
Zerlegung (§ 8 des Zerlegungsgesetzes) zustehen; für 2009 sind die Anteile der 
Länder und Gemeinden am Zinsabschlagsaufkommen des Jahres 2008 nach 
Zerlegung maßgeblich. Das Bundeszentralamt für Steuern stellt jeweils nach 
Ablauf eines Monats die Anteile der Länder einschließlich ihrer Gemeinden fest 
und zahlt sie an die Länder bis zum 15. des dem Abrechnungsmonat folgenden 
Monats aus. Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere zur Verwaltung 
und Auszahlung dieser Quellensteuer zu bestimmen. 
 
(7) Das Aufkommen der in Ausübung der Aufgaben nach Absatz 1 Nummer 12 
zugeflossenen Einkommen- und Körperschaftsteuer steht den Ländern und 
Gemeinden nach den für die Verteilung des Aufkommens der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer maßgebenden Vorschriften zu. Nach Ablauf eines jeden 
Monats werden die Anteile der einzelnen Länder einschließlich ihrer Gemeinden 
an den Einnahmen durch das Bundeszentralamt für Steuern festgestellt. Die nach 
Satz 2 festgestellten Anteile sind an die Länder bis zum 15. des darauf folgenden 
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und Auszahlung der Einnahmen in Ausübung der Aufgaben nach Absatz 1 Nummer 
12 zu bestimmen. 

Monats auszuzahlen. Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere zur Verwaltung 
und Auszahlung der Einnahmen in Ausübung der Aufgaben nach Absatz 1 
Nummer 12 zu bestimmen. 

Körperschaftssteuergesetz 
 

§ 9 Abziehbare Aufwendungen 
 
(1) Abziehbare Aufwendungen sind auch: 
 
1.bei Kommanditgesellschaften auf Aktien und bei vergleichbaren 
Kapitalgesellschaften der Teil des Gewinns, der an persönlich haftende 
Gesellschafter auf ihre nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen oder als 
Vergütung (Tantieme) für die Geschäftsführung verteilt wird; 
 
2.vorbehaltlich des § 8 Absatz 3 Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur 
Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der 
Abgabenordnung bis zur Höhe von insgesamt 
 
a)20 Prozent des Einkommens oder 
 
b)4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr 
aufgewendeten Löhne und Gehälter. 
 
Voraussetzung für den Abzug ist, dass diese Zuwendungen 
 

§ 9 Abziehbare Aufwendungen 
 
(1) Abziehbare Aufwendungen sind auch: 
 
1.bei Kommanditgesellschaften auf Aktien und bei vergleichbaren 
Kapitalgesellschaften der Teil des Gewinns, der an persönlich haftende 
Gesellschafter auf ihre nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen oder als 
Vergütung (Tantieme) für die Geschäftsführung verteilt wird; 
 
2.vorbehaltlich des § 8 Absatz 3 Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) 
zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der 
Abgabenordnung bis zur Höhe von insgesamt 
 
a)20 Prozent des Einkommens oder 
 
b)4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr 
aufgewendeten Löhne und Gehälter. 
 
Voraussetzung für den Abzug ist, dass diese Zuwendungen 
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a)an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche 
Dienststelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 
belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) Anwendung findet, oder 
 
b)an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 steuerbefreite Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 
 
c)an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
Anwendung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 in Verbindung mit § 5 
Absatz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz steuerbefreit wäre, wenn sie inländische 
Einkünfte erzielen würde, 
 
geleistet werden (Zuwendungsempfänger). Für nicht im Inland ansässige 
Zuwendungsempfänger nach Satz 2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese 
Staaten Amtshilfe und Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden. 
Amtshilfe ist der Auskunftsaustausch im Sinne oder entsprechend der 
Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes. Beitreibung ist 
die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Sinne oder 
entsprechend der Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem 
Zusammenhang anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den 
jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden Fassungen oder eines entsprechenden 
Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke des 
Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Buchstabe a nur im Ausland 
verwirklicht, ist für die Abziehbarkeit der Zuwendungen Voraussetzung, dass 
natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 

a)an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche 
Dienststelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 
belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) Anwendung findet, oder 
 
b)an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 steuerbefreite Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 
 
c)an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
Anwendung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 in Verbindung mit § 5 
Absatz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz steuerbefreit wäre, wenn sie inländische 
Einkünfte erzielen würde, 
 
geleistet werden (Zuwendungsempfänger). Für nicht im Inland ansässige 
Zuwendungsempfänger nach Satz 2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese 
Staaten Amtshilfe und Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden. 
Amtshilfe ist der Auskunftsaustausch im Sinne oder entsprechend der 
Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes. Beitreibung ist 
die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Sinne 
oder entsprechend der Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem 
Zusammenhang anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den 
jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden Fassungen oder eines 
entsprechenden Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke 
des Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Buchstabe a nur im Ausland 
verwirklicht, ist für die Abziehbarkeit der Zuwendungen Voraussetzung, dass 
natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
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Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit 
dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten 
Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland beitragen kann. 
Abziehbar sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die Kunst und Kultur 
gemäß § 52 Absatz 2 Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, soweit es sich nicht 
um Mitgliedsbeiträge nach Satz 8 Nummer 2 handelt, auch wenn den Mitgliedern 
Vergünstigungen gewährt werden. Nicht abziehbar sind Mitgliedsbeiträge an 
Körperschaften, 
 
 
1.die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 
 
2.die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
 
 
3.die die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der 
Abgabenordnung), 
 
4.die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 
 
fördern oder 
 
5.deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig 
erklärt worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem 
oder sittlichem Gebiet entsprechend einem Zweck nach den Nummern 1 bis 4 
fördert. 
 

Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit 
dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der 
steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
beitragen kann. Abziehbar sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die 
Kunst und Kultur gemäß § 52 Absatz 2 Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, 
soweit es sich nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 87 Nummer 2 handelt, auch 
wenn den Mitgliedern Vergünstigungen gewährt werden. Nicht abziehbar sind 
Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, 
 
1.die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 
 
2.die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
 
3.die die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der 
Abgabenordnung), 
 
4.die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 
 
fördern oder 
 
5.deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig 
erklärt worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf demokratischem, 
materiellem, oder geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend einem Zweck 
nach den Nummern 1 bis 4 fördert. 
 
(2) Als Einkommen im Sinne dieser Vorschrift gilt das Einkommen vor Abzug der 
in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten Zuwendungen und vor dem Verlustabzug nach § 
10d des Einkommensteuergesetzes. Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt 
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(2) Als Einkommen im Sinne dieser Vorschrift gilt das Einkommen vor Abzug der in 
Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten Zuwendungen und vor dem Verlustabzug nach § 10d 
des Einkommensteuergesetzes. Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch 
die Zuwendung von Wirtschaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen und 
Leistungen. Der Wert der Zuwendung ist nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 4 
des Einkommensteuergesetzes zu ermitteln. Aufwendungen zugunsten einer 
Körperschaft, die zum Empfang steuerlich abziehbarer Zuwendungen berechtigt ist, 
sind nur abziehbar, wenn ein Anspruch auf die Erstattung der Aufwendungen durch 
Vertrag oder Satzung eingeräumt und auf die Erstattung verzichtet worden ist. Der 
Anspruch darf nicht unter der Bedingung des Verzichts eingeräumt worden sein. 
 
(3) Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden und 
Mitgliedsbeiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch unlautere 
Mittel oder falsche Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrichtigkeit der 
Bestätigung bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war. Wer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder 
veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung angegebenen 
steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden (Veranlasserhaftung), haftet für 
die entgangene Steuer; diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Betrags 
anzusetzen. n den Fällen der Veranlasserhaftung ist vorrangig der 
Zuwendungsempfänger in Anspruch zu nehmen; die natürlichen Personen, die in 
diesen Fällen für den Zuwendungsempfänger handeln, sind nur in Anspruch zu 
nehmen, wenn die entgangene Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung 
erloschen ist und Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Zuwendungsempfänger 
nicht erfolgreich sind; § 10b Absatz 4 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes gilt 
entsprechend. 

auch die Zuwendung von Wirtschaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen und 
Leistungen. Der Wert der Zuwendung ist nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 1 und 4 
des Einkommensteuergesetzes zu ermitteln. Aufwendungen zugunsten einer 
Körperschaft, die zum Empfang steuerlich abziehbarer Zuwendungen berechtigt 
ist, sind nur abziehbar, wenn ein Anspruch auf die Erstattung der Aufwendungen 
durch Vertrag oder Satzung eingeräumt und auf die Erstattung verzichtet worden 
ist. Der Anspruch darf nicht unter der Bedingung des Verzichts eingeräumt 
worden sein. 
 
(3) Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden und 
Mitgliedsbeiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch unlautere 
Mittel oder falsche Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrichtigkeit der 
Bestätigung bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war. Wer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder 
veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung angegebenen 
steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden (Veranlasserhaftung), haftet für 
die entgangene Steuer; diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Betrags 
anzusetzen. n den Fällen der Veranlasserhaftung ist vorrangig der 
Zuwendungsempfänger in Anspruch zu nehmen; die natürlichen Personen, die in 
diesen Fällen für den Zuwendungsempfänger handeln, sind nur in Anspruch zu 
nehmen, wenn die entgangene Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung 
erloschen ist und Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Zuwendungsempfänger 
nicht erfolgreich sind; § 10b Absatz 4 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes gilt 
entsprechend. 
 
 
 

Gewerbesteuergesetz 
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§ 9 Kürzungen 
 
Die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen wird gekürzt um 
 
[…] 
 
5.die aus den Mitteln des Gewerbebetriebs geleisteten Zuwendungen (Spenden und 
Mitgliedsbeiträge) zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 
54 der Abgabenordnung bis zur Höhe von insgesamt 20 Prozent des um die 
Hinzurechnungen nach § 8 Nummer 9 erhöhten Gewinns aus Gewerbebetrieb (§ 7) 
oder 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Wirtschaftsjahr 
aufgewendeten Löhne und Gehälter. Voraussetzung für die Kürzung ist, dass diese 
Zuwendungen 
 
a)an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche 
Dienststelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 
belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) Anwendung findet, oder 
 
b)an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 
 
c)an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
Anwendung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 2 Nummer 2 zweiter 

§ 9 Kürzungen 
 
Die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen wird gekürzt um 
 
[…] 
 
5.die aus den Mitteln des Gewerbebetriebs geleisteten Zuwendungen (Spenden 
und Mitgliedsbeiträge) zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 
52 bis 54 der Abgabenordnung bis zur Höhe von insgesamt 20 Prozent des um die 
Hinzurechnungen nach § 8 Nummer 9 erhöhten Gewinns aus Gewerbebetrieb (§ 
7) oder 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Wirtschaftsjahr 
aufgewendeten Löhne und Gehälter. Voraussetzung für die Kürzung ist, dass diese 
Zuwendungen 
 
a)an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche 
Dienststelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 
belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) Anwendung findet, oder 
 
b)an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 
 
c)an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
Anwendung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 2 Nummer 2 zweiter 
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Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit wäre, wenn sie inländische 
Einkünfte erzielen würde, 
 
geleistet werden (Zuwendungsempfänger). Für nicht im Inland ansässige 
Zuwendungsempfänger nach Satz 2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese 
Staaten Amtshilfe und Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden. 
Amtshilfe ist der Auskunftsaustausch im Sinne oder entsprechend der 
Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes. Beitreibung ist 
die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Sinne oder 
entsprechend der Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem 
Zusammenhang anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den 
jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden Fassungen oder eines entsprechenden 
Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke des 
Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Buchstabe a nur im Ausland 
verwirklicht, ist für eine Kürzung nach Satz 1 Voraussetzung, dass natürliche 
Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit 
dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten 
Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland beitragen kann. In die 
Kürzung nach Satz 1 sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften einzubeziehen, 
die Kunst und Kultur gemäß § 52 Absatz 2 Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, 
soweit es sich nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 12 Buchstabe b handelt, auch 
wenn den Mitgliedern Vergünstigungen gewährt werden. Überschreiten die 
geleisteten Zuwendungen die Höchstsätze nach Satz 1, kann die Kürzung im 
Rahmen der Höchstsätze nach Satz 1 in den folgenden Erhebungszeiträumen 
vorgenommen werden. Einzelunternehmen und Personengesellschaften können 
auf Antrag neben der Kürzung nach Satz 1 eine Kürzung um die im 
Erhebungszeitraum in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock) einer 

Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit wäre, wenn sie 
inländische Einkünfte erzielen würde, 
 
geleistet werden (Zuwendungsempfänger). Für nicht im Inland ansässige 
Zuwendungsempfänger nach Satz 2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese 
Staaten Amtshilfe und Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden. 
Amtshilfe ist der Auskunftsaustausch im Sinne oder entsprechend der 
Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes. Beitreibung ist 
die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Sinne 
oder entsprechend der Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem 
Zusammenhang anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den 
jeweiligen Veranlagungszeitraum geltenden Fassungen oder eines 
entsprechenden Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke 
des Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Buchstabe a nur im Ausland 
verwirklicht, ist für eine Kürzung nach Satz 1 Voraussetzung, dass natürliche 
Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit 
dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der 
steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
beitragen kann. In die Kürzung nach Satz 1 sind auch Mitgliedsbeiträge an 
Körperschaften einzubeziehen, die Kunst und Kultur gemäß § 52 Absatz 2 
Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, soweit es sich nicht um 
Mitgliedsbeiträge nach Satz 12 Buchstabe b handelt, auch wenn den Mitgliedern 
Vergünstigungen gewährt werden. Überschreiten die geleisteten Zuwendungen 
die Höchstsätze nach Satz 1, kann die Kürzung im Rahmen der Höchstsätze nach 
Satz 1 in den folgenden Erhebungszeiträumen vorgenommen werden. 
Einzelunternehmen und Personengesellschaften können auf Antrag neben der 
Kürzung nach Satz 1 eine Kürzung um die im Erhebungszeitraum in das zu 
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Stiftung, die die Voraussetzungen der Sätze 2 bis 6 erfüllt, geleisteten Spenden in 
diesem und in den folgenden neun Erhebungszeiträumen bis zu einem Betrag von 
1 Million Euro vornehmen. Nicht abzugsfähig nach Satz 9 sind Spenden in das 
verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. Der besondere Kürzungsbetrag nach Satz 
9 kann der Höhe nach innerhalb des Zehnjahreszeitraums nur einmal in Anspruch 
genommen werden. Eine Kürzung nach den Sätzen 1 bis 10 ist ausgeschlossen, 
soweit auf die geleisteten Zuwendungen § 8 Absatz 3 des 
Körperschaftsteuergesetzes anzuwenden ist oder soweit Mitgliedsbeiträge an 
Körperschaften geleistet werden, 
 
a)die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 
 
b)die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
 
c)die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der 
Abgabenordnung), 
 
d)die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 
 
fördern oder 
 
e)deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig 
erklärt worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem 
oder sittlichem Gebiet entsprechend einem Zweck nach den Buchstaben a bis d 
fördert. 
 
§ 10b Absatz 3 und 4 Satz 1 sowie § 10d Absatz 4 des Einkommensteuergesetzes und 
§ 9 Absatz 2 Satz 2 bis 5 und Absatz 3 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes, sowie 

erhaltende Vermögen (Vermögensstock) einer Stiftung, die die Voraussetzungen 
der Sätze 2 bis 65 erfüllt, geleisteten Spenden in diesem und in den folgenden 
neun Erhebungszeiträumen bis zu einem Betrag von 1 Million Euro vornehmen. 
Nicht abzugsfähig nach Satz 98 sind Spenden in das verbrauchbare Vermögen 
einer Stiftung. Der besondere Kürzungsbetrag nach Satz 98 kann der Höhe nach 
innerhalb des Zehnjahreszeitraums nur einmal in Anspruch genommen werden. 
Eine Kürzung nach den Sätzen 1 bis 109 ist ausgeschlossen, soweit auf die 
geleisteten Zuwendungen § 8 Absatz 3 des Körperschaftsteuergesetzes 
anzuwenden ist oder soweit Mitgliedsbeiträge an Körperschaften geleistet 
werden, 
 
a)die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 
 
b)die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
 
c)die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der 
Abgabenordnung), 
 
d)die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 
 
fördern oder 
 
e)deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig 
erklärt worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf demokratischem, 
materiellem, oder geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend einem Zweck 
nach den Buchstaben a bis d fördert. 
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die einkommensteuerrechtlichen Vorschriften zur Abziehbarkeit von 
Zuwendungen gelten entsprechend. Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine 
unrichtige Bestätigung über Spenden und Mitgliedsbeiträge ausstellt oder 
veranlasst, dass entsprechende Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung 
angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden 
(Veranlasserhaftung), haftet für die entgangene Gewerbesteuer. In den Fällen der 
Veranlasserhaftung ist vorrangig der Zuwendungsempfänger in Anspruch zu 
nehmen; die natürlichen Personen, die in diesen Fällen für den 
Zuwendungsempfänger handeln, sind nur in Anspruch zu nehmen, wenn die 
entgangene Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung erloschen ist und 
Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Zuwendungsempfänger nicht erfolgreich 
sind; § 10b Absatz 4 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend. Der 
Haftungsbetrag ist mit 15 Prozent der Zuwendungen anzusetzen und fließt der für 
den Spendenempfänger zuständigen Gemeinde zu, die durch sinngemäße 
Anwendung des § 20 der Abgabenordnung bestimmt wird. Der Haftungsbetrag wird 
durch Haftungsbescheid des Finanzamts festgesetzt; die Befugnis der Gemeinde 
zur Erhebung der entgangenen Gewerbesteuer bleibt unberührt. § 184 Abs. 3 der 
Abgabenordnung gilt sinngemäß. 
 
[…] 

§ 10b Absatz 3 und 4 Satz 1 sowie § 10d Absatz 4 des Einkommensteuergesetzes 
und § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 5 und Absatz 3 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes, 
sowie die einkommensteuerrechtlichen Vorschriften zur Abziehbarkeit von 
Zuwendungen gelten entsprechend. Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine 
unrichtige Bestätigung über Spenden und Mitgliedsbeiträge ausstellt oder 
veranlasst, dass entsprechende Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung 
angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden 
(Veranlasserhaftung), haftet für die entgangene Gewerbesteuer. In den Fällen der 
Veranlasserhaftung ist vorrangig der Zuwendungsempfänger in Anspruch zu 
nehmen; die natürlichen Personen, die in diesen Fällen für den 
Zuwendungsempfänger handeln, sind nur in Anspruch zu nehmen, wenn die 
entgangene Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung erloschen ist und 
Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Zuwendungsempfänger nicht erfolgreich 
sind; § 10b Absatz 4 Satz 5 des Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend. Der 
Haftungsbetrag ist mit 15 Prozent der Zuwendungen anzusetzen und fließt der für 
den Spendenempfänger zuständigen Gemeinde zu, die durch sinngemäße 
Anwendung des § 20 der Abgabenordnung bestimmt wird. Der Haftungsbetrag 
wird durch Haftungsbescheid des Finanzamts festgesetzt; die Befugnis der 
Gemeinde zur Erhebung der entgangenen Gewerbesteuer bleibt unberührt. § 184 
Abs. 3 der Abgabenordnung gilt sinngemäß. 
 
[…] 
 
 

Einkommensteuergesetz 
 



 
 

  
 

 30 

§ 10b Steuerbegünstigte Zwecke 
 
(1) Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur Förderung 
steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung können 
insgesamt bis zu 
 
1.20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 
 
2.4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr 
aufgewendeten Löhne und Gehälter 
 
als Sonderausgaben abgezogen werden. Voraussetzung für den Abzug ist, dass 
diese Zuwendungen 
 
1.an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche 
Dienststelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 
belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) Anwendung findet, oder 
 
2.an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 
 
3.an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
Anwendung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 2 Nummer 2 zweiter 

§ 10b Steuerbegünstigte Zwecke 
 
(1) Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur Förderung 
steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung 
können insgesamt bis zu 
 
1.20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 
 
2.4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr 
aufgewendeten Löhne und Gehälter 
 
als Sonderausgaben abgezogen werden. Voraussetzung für den Abzug ist, dass 
diese Zuwendungen 
 
1.an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche 
Dienststelle, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat 
belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR-Abkommen) Anwendung findet, oder 
 
2.an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 
 
3.an eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
Anwendung findet, und die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 2 Nummer 2 zweiter 
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Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit wäre, wenn sie inländische 
Einkünfte erzielen würde, 
 
geleistet werden. Für nicht im Inland ansässige Zuwendungsempfänger nach Satz 
2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese Staaten Amtshilfe und Unterstützung 
bei der Beitreibung geleistet werden. Amtshilfe ist der Auskunftsaustausch im Sinne 
oder entsprechend der Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 2 des EU-
Amtshilfegesetzes. Beitreibung ist die gegenseitige Unterstützung bei der 
Beitreibung von Forderungen im Sinne oder entsprechend der 
Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem Zusammenhang 
anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den jeweiligen 
Veranlagungszeitraum geltenden Fassungen oder eines entsprechenden 
Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke des 
Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Nummer 1 nur im Ausland 
verwirklicht, ist für den Sonderausgabenabzug Voraussetzung, dass natürliche 
Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit 
dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten 
Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland beitragen kann. 
Abziehbar sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die Kunst und Kultur 
gemäß § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 der Abgabenordnung fördern, soweit es sich 
nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 8 Nummer 2 handelt, auch wenn den 
Mitgliedern Vergünstigungen gewährt werden. Nicht abziehbar sind 
Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, 
 
 
1.die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 
 

Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit wäre, wenn sie 
inländische Einkünfte erzielen würde, 
 
geleistet werden. Für nicht im Inland ansässige Zuwendungsempfänger nach Satz 
2 ist weitere Voraussetzung, dass durch diese Staaten Amtshilfe und 
Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden. Amtshilfe ist der 
Auskunftsaustausch im Sinne oder entsprechend der Amtshilferichtlinie gemäß § 
2 Absatz 2 des EU-Amtshilfegesetzes. Beitreibung ist die gegenseitige 
Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Sinne oder entsprechend 
der Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem Zusammenhang 
anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den jeweiligen 
Veranlagungszeitraum geltenden Fassungen oder eines entsprechenden 
Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke des 
Zuwendungsempfängers im Sinne von Satz 2 Nummer 1 nur im Ausland 
verwirklicht, ist für den Sonderausgabenabzug Voraussetzung, dass natürliche 
Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit 
dieses Zuwendungsempfängers neben der Verwirklichung der 
steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 
beitragen kann. Abziehbar sind auch Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, die 
Kunst und Kultur gemäß § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 der Abgabenordnung 
fördern, soweit es sich nicht um Mitgliedsbeiträge nach Satz 87 Nummer 2 handelt, 
auch wenn den Mitgliedern Vergünstigungen gewährt werden. Nicht abziehbar 
sind Mitgliedsbeiträge an Körperschaften, 
 
1.die den Sport (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 21 der Abgabenordnung), 
 
2.die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
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2.die kulturelle Betätigungen, die in erster Linie der Freizeitgestaltung dienen, 
 
3.die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der 
Abgabenordnung), 
 
4.die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 
 
 
fördern oder 
 
5.deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig 
erklärt worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem 
oder sittlichem Gebiet entsprechend einem Zweck nach den Nummern 1 bis 4 
fördert. 
 
Abziehbare Zuwendungen, die die Höchstbeträge nach Satz 1 überschreiten oder die 
den um die Beträge nach § 10 Absatz 3 und 4, § 10c und § 10d verminderten 
Gesamtbetrag der Einkünfte übersteigen, sind im Rahmen der Höchstbeträge in den 
folgenden Veranlagungszeiträumen als Sonderausgaben abzuziehen. § 10d Absatz 
4 gilt entsprechend. 
 
(1a) Spenden zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 
der Abgabenordnung in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock) einer 
Stiftung, welche die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 bis 6 erfüllt, können auf 
Antrag des Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum der Zuwendung und in den 
folgenden neun Veranlagungszeiträumen bis zu einem Gesamtbetrag von 1 Million 
Euro, bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusammen veranlagt werden, bis zu 
einem Gesamtbetrag von 2 Millionen Euro, zusätzlich zu den Höchstbeträgen nach 

 
3.die Heimatpflege und Heimatkunde (§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 22 der 
Abgabenordnung), 
 
4.die Zwecke im Sinne des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 23 der Abgabenordnung 
 
fördern oder 
 
5.deren Zweck nach § 52 Absatz 2 Satz 2 der Abgabenordnung für gemeinnützig 
erklärt worden ist, weil deren Zweck die Allgemeinheit auf demokratischem, 
materiellem, oder geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend einem Zweck 
nach den Nummern 1 bis 4 fördert. 
 
Abziehbare Zuwendungen, die die Höchstbeträge nach Satz 1 überschreiten oder 
die den um die Beträge nach § 10 Absatz 3 und 4, § 10c und § 10d verminderten 
Gesamtbetrag der Einkünfte übersteigen, sind im Rahmen der Höchstbeträge in 
den folgenden Veranlagungszeiträumen als Sonderausgaben abzuziehen. § 10d 
Absatz 4 gilt entsprechend. 
 
(1a) Spenden zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 
der Abgabenordnung in das zu erhaltende Vermögen (Vermögensstock) einer 
Stiftung, welche die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 bis 65 erfüllt, können 
auf Antrag des Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum der Zuwendung und in 
den folgenden neun Veranlagungszeiträumen bis zu einem Gesamtbetrag von 1 
Million Euro, bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusammen veranlagt werden, 
bis zu einem Gesamtbetrag von 2 Millionen Euro, zusätzlich zu den 
Höchstbeträgen nach Absatz 1 Satz 1 abgezogen werden. Nicht abzugsfähig nach 
Satz 1 sind Spenden in das verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. Der besondere 
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Absatz 1 Satz 1 abgezogen werden. Nicht abzugsfähig nach Satz 1 sind Spenden in das 
verbrauchbare Vermögen einer Stiftung. Der besondere Abzugsbetrag nach Satz 1 
bezieht sich auf den gesamten Zehnjahreszeitraum und kann der Höhe nach 
innerhalb dieses Zeitraums nur einmal in Anspruch genommen werden.  § 10d 
Absatz 4 gilt entsprechend. 
 
(2) Zuwendungen an politische Parteien im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes sind, 
sofern die jeweilige Partei nicht gemäß § 18 Absatz 7 des Parteiengesetzes von der 
staatlichen Teilfinanzierung ausgeschlossen ist, bis zur Höhe von insgesamt 1 650 
Euro und im Fall der Zusammenveranlagung von Ehegatten bis zur Höhe von 
insgesamt 3 300 Euro im Kalenderjahr abzugsfähig. Sie können nur insoweit als 
Sonderausgaben abgezogen werden, als für sie nicht eine Steuerermäßigung nach 
§ 34g gewährt worden ist. 
 
 
(3) Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch die Zuwendung von 
Wirtschaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen und Leistungen. Ist das 
Wirtschaftsgut unmittelbar vor seiner Zuwendung einem Betriebsvermögen 
entnommen worden, so bemisst sich die Zuwendungshöhe nach dem Wert, der bei 
der Entnahme angesetzt wurde und nach der Umsatzsteuer, die auf die Entnahme 
entfällt. Ansonsten bestimmt sich die Höhe der Zuwendung nach dem gemeinen 
Wert des zugewendeten Wirtschaftsguts, wenn dessen Veräußerung im Zeitpunkt 
der Zuwendung keinen Besteuerungstatbestand erfüllen würde. In allen übrigen 
Fällen dürfen bei der Ermittlung der Zuwendungshöhe die fortgeführten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten nur überschritten werden, soweit eine 
Gewinnrealisierung stattgefunden hat. Aufwendungen zugunsten einer 
Körperschaft, die zum Empfang steuerlich abziehbarer Zuwendungen berechtigt ist, 
können nur abgezogen werden, wenn ein Anspruch auf die Erstattung der 

Abzugsbetrag nach Satz 1 bezieht sich auf den gesamten Zehnjahreszeitraum und 
kann der Höhe nach innerhalb dieses Zeitraums nur einmal in Anspruch 
genommen werden. § 10d Absatz 4 gilt entsprechend. 
 
(2) Zuwendungen an politische Parteien im Sinne des § 2 des Parteiengesetzes 
sind, sofern die jeweilige Partei nicht gemäß § 18 Absatz 7 des Parteiengesetzes 
von der staatlichen Teilfinanzierung ausgeschlossen ist, bis zur Höhe von 
insgesamt 1 650 Euro und im Fall der Zusammenveranlagung von Ehegatten bis 
zur Höhe von insgesamt 3 300 Euro im Kalenderjahr abzugsfähig. Sie können nur 
insoweit als Sonderausgaben abgezogen werden, als für sie nicht eine 
Steuerermäßigung nach § 34g gewährt worden ist. 
 
(3) Als Zuwendung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch die Zuwendung von 
Wirtschaftsgütern mit Ausnahme von Nutzungen und Leistungen. Ist das 
Wirtschaftsgut unmittelbar vor seiner Zuwendung einem Betriebsvermögen 
entnommen worden, so bemisst sich die Zuwendungshöhe nach dem Wert, der 
bei der Entnahme angesetzt wurde und nach der Umsatzsteuer, die auf die 
Entnahme entfällt. Ansonsten bestimmt sich die Höhe der Zuwendung nach dem 
gemeinen Wert des zugewendeten Wirtschaftsguts, wenn dessen Veräußerung 
im Zeitpunkt der Zuwendung keinen Besteuerungstatbestand erfüllen würde. In 
allen übrigen Fällen dürfen bei der Ermittlung der Zuwendungshöhe die 
fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungskosten nur überschritten werden, 
soweit eine Gewinnrealisierung stattgefunden hat. Aufwendungen zugunsten 
einer Körperschaft, die zum Empfang steuerlich abziehbarer Zuwendungen 
berechtigt ist, können nur abgezogen werden, wenn ein Anspruch auf die 
Erstattung der Aufwendungen durch Vertrag oder Satzung eingeräumt und auf 
die Erstattung verzichtet worden ist. Der Anspruch darf nicht unter der Bedingung 
des Verzichts eingeräumt worden sein. 
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Aufwendungen durch Vertrag oder Satzung eingeräumt und auf die Erstattung 
verzichtet worden ist. Der Anspruch darf nicht unter der Bedingung des Verzichts 
eingeräumt worden sein. 
 
(4) Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden und 
Mitgliedsbeiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch unlautere 
Mittel oder falsche Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrichtigkeit der 
Bestätigung bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war. Wer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder 
veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung angegebenen 
steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden, haftet für die entgangene Steuer. 
Diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Betrags anzusetzen. In den Fällen des 
Satzes 2 zweite Alternative (Veranlasserhaftung) ist vorrangig der 
Zuwendungsempfänger in Anspruch zu nehmen; die in diesen Fällen für den 
Zuwendungsempfänger handelnden natürlichen Personen sind nur in Anspruch zu 
nehmen, wenn die entgangene Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung 
erloschen ist und Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Zuwendungsempfänger 
nicht erfolgreich sind. Die Festsetzungsfrist für Haftungsansprüche nach Satz 2 läuft 
nicht ab, solange die Festsetzungsfrist für von dem Empfänger der Zuwendung 
geschuldete Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum nicht abgelaufen 
ist, in dem die unrichtige Bestätigung ausgestellt worden ist oder veranlasst wurde, 
dass die Zuwendung nicht zu den in der Bestätigung angegebenen 
steuerbegünstigten Zwecken verwendet worden ist; § 191 Absatz 5 der 
Abgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

 
(4) Der Steuerpflichtige darf auf die Richtigkeit der Bestätigung über Spenden und 
Mitgliedsbeiträge vertrauen, es sei denn, dass er die Bestätigung durch unlautere 
Mittel oder falsche Angaben erwirkt hat oder dass ihm die Unrichtigkeit der 
Bestätigung bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war. Wer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder 
veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Bestätigung angegebenen 
steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden, haftet für die entgangene 
Steuer. Diese ist mit 30 Prozent des zugewendeten Betrags anzusetzen. In den 
Fällen des Satzes 2 zweite Alternative (Veranlasserhaftung) ist vorrangig der 
Zuwendungsempfänger in Anspruch zu nehmen; die in diesen Fällen für den 
Zuwendungsempfänger handelnden natürlichen Personen sind nur in Anspruch 
zu nehmen, wenn die entgangene Steuer nicht nach § 47 der Abgabenordnung 
erloschen ist und Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Zuwendungsempfänger 
nicht erfolgreich sind. Die Festsetzungsfrist für Haftungsansprüche nach Satz 2 
läuft nicht ab, solange die Festsetzungsfrist für von dem Empfänger der 
Zuwendung geschuldete Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum nicht 
abgelaufen ist, in dem die unrichtige Bestätigung ausgestellt worden ist oder 
veranlasst wurde, dass die Zuwendung nicht zu den in der Bestätigung 
angegebenen steuerbegünstigten Zwecken verwendet worden ist; § 191 Absatz 5 
der Abgabenordnung ist nicht anzuwenden. 
 
 

Erbschaftssteuer- und Schenkungsteuergesetz 
 

§ 13 Steuerbefreiungen § 13 Steuerbefreiungen 
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(1) Steuerfrei bleiben 
 
[…] 
 
16.Zuwendungen 
 
a)an inländische Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts oder an 
inländische jüdische Kultusgemeinden, 
 
b)an inländische Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, 
die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und 
nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar 
kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken im Sinne der §§ 52 bis 54 
der Abgabenordnung dienen. Die Befreiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit 
weg, wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung der Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse als kirchliche, gemeinnützige oder 
mildtätige Institution innerhalb von zehn Jahren nach der Zuwendung entfallen und 
das Vermögen nicht begünstigten Zwecken zugeführt wird, 
 
c)an ausländische Religionsgesellschaften, Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen der in den Buchstaben a und b bezeichneten Art, die nach 
§ 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 
Absatz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit 
wären, wenn sie inländische Einkünfte erzielen würden, und wenn durch die 
Staaten, in denen die Zuwendungsempfänger belegen sind, Amtshilfe und 
Unterstützung bei der Beitreibung geleistet werden. Amtshilfe ist der 
Auskunftsaustausch im Sinne oder entsprechend der Amtshilferichtlinie gemäß § 2 

 
(1) Steuerfrei bleiben 
 
[…] 
 
16.Zuwendungen 
 
a)an inländische Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts oder an 
inländische jüdische Kultusgemeinden, 
 
b)an inländische Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der 
sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung 
ausschließlich und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung dienen. Die Befreiung 
fällt mit Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn die Voraussetzungen für die 
Anerkennung der Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse als 
kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige Institution innerhalb von zehn Jahren 
nach der Zuwendung entfallen und das Vermögen nicht begünstigten Zwecken 
zugeführt wird, 
 
c)an ausländische Religionsgesellschaften, Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen der in den Buchstaben a und b 
bezeichneten Art, die nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 2 Nummer 2 zweiter 
Halbsatz des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreit wären, wenn sie 
inländische Einkünfte erzielen würden, und wenn durch die Staaten, in denen die 
Zuwendungsempfänger belegen sind, Amtshilfe und Unterstützung bei der 
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Absatz 11 des EU-Amtshilfegesetzes in der für den jeweiligen Stichtag der 
Steuerentstehung geltenden Fassung oder eines entsprechenden 
Nachfolgerechtsaktes. Beitreibung ist die gegenseitige Unterstützung bei der 
Beitreibung von Forderungen im Sinne oder entsprechend der 
Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem Zusammenhang 
anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den jeweiligen Stichtag 
der Steuerentstehung geltenden Fassungen oder eines entsprechenden 
Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke des 
Zuwendungsempfängers im Sinne des Satzes 1 nur im Ausland verwirklicht, ist für 
die Steuerbefreiung Voraussetzung, dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, 
gefördert werden oder dass die Tätigkeit dieses Zuwendungsempfängers neben der 
Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland beitragen kann. Buchstabe b Satz 2 gilt entsprechend; 
 
[…] 
 
 
(2) Angemessen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 5 und 12 ist eine Zuwendung, die den 
Vermögensverhältnissen und der Lebensstellung des Bedachten entspricht. Eine 
dieses Maß übersteigende Zuwendung ist in vollem Umfang steuerpflichtig. 
 
(3) Jede Befreiungsvorschrift ist für sich anzuwenden. In den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 2 und 3 kann der Erwerber der Finanzbehörde bis zur Unanfechtbarkeit der 
Steuerfestsetzung erklären, daß er auf die Steuerbefreiung verzichtet. 
 

Beitreibung geleistet werden. Amtshilfe ist der Auskunftsaustausch im Sinne oder 
entsprechend der Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 11 des EU-
Amtshilfegesetzes in der für den jeweiligen Stichtag der Steuerentstehung 
geltenden Fassung oder eines entsprechenden Nachfolgerechtsaktes. Beitreibung 
ist die gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen im Sinne 
oder entsprechend der Beitreibungsrichtlinie einschließlich der in diesem 
Zusammenhang anzuwendenden Durchführungsbestimmungen in den für den 
jeweiligen Stichtag der Steuerentstehung geltenden Fassungen oder eines 
entsprechenden Nachfolgerechtsaktes. Werden die steuerbegünstigten Zwecke 
des Zuwendungsempfängers im Sinne des Satzes 1 nur im Ausland verwirklicht, ist 
für die Steuerbefreiung Voraussetzung, dass natürliche Personen, die ihren 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
haben, gefördert werden oder dass die Tätigkeit dieses Zuwendungsempfängers 
neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland beitragen kann. Buchstabe b Satz 2 gilt 
entsprechend; 
 
[…] 
 
(2) Angemessen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 5 und 12 ist eine Zuwendung, die den 
Vermögensverhältnissen und der Lebensstellung des Bedachten entspricht. Eine 
dieses Maß übersteigende Zuwendung ist in vollem Umfang steuerpflichtig. 
 
(3) Jede Befreiungsvorschrift ist für sich anzuwenden. In den Fällen des Absatzes 
1 Nr. 2 und 3 kann der Erwerber der Finanzbehörde bis zur Unanfechtbarkeit der 
Steuerfestsetzung erklären, daß er auf die Steuerbefreiung verzichtet. 
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Parteiengesetz 
 

§ 25 Spenden 
 
(1) Parteien sind berechtigt, Spenden anzunehmen. Bis zu einem Betrag von 1 000 
Euro kann eine Spende mittels Bargeld erfolgen. Parteimitglieder, die Empfänger 
von Spenden an die Partei sind, haben diese unverzüglich an ein für 
Finanzangelegenheiten von der Partei satzungsmäßig bestimmtes 
Vorstandsmitglied weiterzuleiten. Spenden sind von einer Partei erlangt, wenn sie 
in den Verfügungsbereich eines für die Finanzangelegenheiten zuständigen 
Vorstandsmitglieds oder eines hauptamtlichen Mitarbeiters der Partei gelangt sind; 
unverzüglich nach ihrem Eingang an den Spender zurückgeleitete Spenden gelten 
als nicht von der Partei erlangt. 
 
(2) Von der Befugnis der Parteien, Spenden anzunehmen ausgeschlossen sind: 
 
1.Spenden von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Parlamentsfraktionen und 
‑gruppen sowie von Fraktionen und Gruppen von kommunalen Vertretungen; 
 

§ 25 Spenden 
 
(1) Parteien sind berechtigt, Spenden anzunehmen. Bis zu einem Betrag von 1 000 
Euro kann eine Spende mittels Bargeld erfolgen. Parteimitglieder, die Empfänger 
von Spenden an die Partei sind, haben diese unverzüglich an ein für 
Finanzangelegenheiten von der Partei satzungsmäßig bestimmtes 
Vorstandsmitglied weiterzuleiten. Spenden sind von einer Partei erlangt, wenn sie 
in den Verfügungsbereich eines für die Finanzangelegenheiten zuständigen 
Vorstandsmitglieds oder eines hauptamtlichen Mitarbeiters der Partei gelangt 
sind; unverzüglich nach ihrem Eingang an den Spender zurückgeleitete Spenden 
gelten als nicht von der Partei erlangt. 
 
(2) Von der Befugnis der Parteien, Spenden anzunehmen ausgeschlossen sind: 
 
1.Spenden von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Parlamentsfraktionen und 
‑gruppen sowie von Fraktionen und Gruppen von kommunalen Vertretungen; 
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2.Spenden von politischen Stiftungen, Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der 
sonstigen Verfassung und nach der tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (§§ 
51 bis 68 der Abgabenordnung); 
 
[…] 
 
(3) Spenden, Mitgliedsbeiträge und Mandatsträgerbeiträge an eine Partei oder einen 
oder mehrere ihrer Gebietsverbände, deren Gesamtwert in einem Kalenderjahr 
(Rechnungsjahr) 10 000 Euro übersteigt, sind unter Angabe des Namens und der 
Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung im 
Rechenschaftsbericht zu verzeichnen. Spenden, die im Einzelfall die Höhe von 
50 000 Euro übersteigen, sind dem Präsidenten des Deutschen Bundestages 
unverzüglich anzuzeigen. Dieser veröffentlicht die Zuwendung unter Angabe des 
Zuwenders zeitnah als Bundestagsdrucksache. 
 
(4) Nach Absatz 2 unzulässige Spenden sind von der Partei unverzüglich, spätestens 
mit Einreichung des Rechenschaftsberichts für das betreffende Jahr (§ 19a Abs. 3) 
an den Präsidenten des Deutschen Bundestages weiterzuleiten. 

1a.Spenden von Wählergemeinschaften; 
 
2.Spenden von politischen Stiftungen, Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der 
sonstigen Verfassung und nach der tatsächlichen Geschäftsführung 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken dienen (§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung); 
 
[…] 
 
(3) Spenden, Mitgliedsbeiträge und Mandatsträgerbeiträge an eine Partei oder 
einen oder mehrere ihrer Gebietsverbände, deren Gesamtwert in einem 
Kalenderjahr (Rechnungsjahr) 10 000 Euro übersteigt, sind unter Angabe des 
Namens und der Anschrift des Zuwenders sowie der Gesamthöhe der Zuwendung 
im Rechenschaftsbericht zu verzeichnen. Spenden, die im Einzelfall die Höhe von 
50 000 Euro übersteigen, sind dem Präsidenten des Deutschen Bundestages 
unverzüglich anzuzeigen. Dieser veröffentlicht die Zuwendung unter Angabe des 
Zuwenders zeitnah als Bundestagsdrucksache. 
 
(4) Nach Absatz 2 unzulässige Spenden sind von der Partei unverzüglich, 
spätestens mit Einreichung des Rechenschaftsberichts für das betreffende Jahr 
(§ 19a Abs. 3) an den Präsidenten des Deutschen Bundestages weiterzuleiten. 


